
AHV-Budget genehmigt
Dass die AHV trotz weltweiten
wirtschaftlichen Abschwungs
mit steigenden Einnahmen
rechnet, findet Gebhard Negele
mutig. Das Budget der wich-
tigsten Sozialwerke Liechten-
steins sei dennoch realistisch.

Von Shusha Maier

Die Parlamentsabstimmung über das
Budget der AHV/IV/FAK-Anstalten
für das kommende Jahr wurde von
Sozialminister Hugo Quaderer als un-
geeignetes Forum bezeichnet, um die
Zukunft der Alters- und Hinterbliebe-
nenversicherung (AHV) zu diskutie-
ren. Einzig der Voranschlag für die
Verwaltungskosten, von denen die öf-
fentliche Hand rund zehn Prozent
trägt, stehe zur Disposition.

Die drei Sozialinstitutionen Liech-
tensteins AHV/IV/FAK führen eine
gemeinsame Verwaltungskostenrech-
nung. «Der jährliche Verwaltungsauf-
wand beträgt mittlerweile rund zwölf
Millionen Franken und wird zu bei-
nahe 90 Prozent von den Arbeitge-
bern und Selbstständigerwerbenden
finanziert», erklärte Gebhard Negele,
Abgeordneter der VU. Der Verwal-
tungskosten-Voranschlag wird von
der Direktion der Sozialanstalten er-
stellt und muss zuerst vom Verwal-
tungsrat und der Regierung geneh-
migt werden. «Letztlich bedarf er
noch der Zustimmung des Landtags»,
präzisierte Negele das Prozedere.
Dass der Antrag jeweils schon im Ok-
tober zur Beschlussfassung vorliegt,
sei nicht selbstverständlich. «Die Ver-
antwortlichen müssen aufgrund des

Zahlenmaterials von nur sieben Mo-
naten des laufenden Jahres einen Vor-
anschlag für das Folgejahr bereitstel-
len. Diesen Schwierigkeiten zum
Trotz haben sich die in den letzten
Jahren prognostizierten Zahlen als
zuverlässig gezeigt» lobte der VU-Ab-
geordnete.

Zu wenig Reserven
Für das kommende Jahr erwarten die
Verantwortlichen einen Finanzbedarf
für die AHV/IV/FAK-Anstalten in der
Höhe von rund 12 Millionen Franken.
In derselben Höhe sind auch die Ein-

nahmen budgetiert. Da in erster Linie
die Verwaltungskosten-Beiträge der
Arbeitgeber für den Ertrag der
AHV/IV/FAK verantwortlich sind und
die Budgetplanung von einer dreipro-
zentigen Steigerung der AHV-pflichti-
gen Löhne ausgeht, hält Gebhard Ne-
gele das angestrebte Resultat «anläss-
lich der nun existenten globalen Fi-
nanzkrise» für eine mutige Annahme.
Darüber hinaus beklagte Gebhard Ne-
gele den mit fünf Millionen Franken
bezifferten Reservebetrag: «Bei einem
jährlichen Aufwand von gut 12 Millio-
nen Franken ist das nicht viel. Das sind

gerade einmal fünf Monate ‹Verwal-
tungsbetrieb› für unsere wichtigsten
Sozialwerke», sagte er und forderte,
«dass im Hinblick auf die in den kom-
menden Jahren nötigen Aufwendun-
gen ein Handlungsspielraum in Form
von Reserven vorhanden sein sollte.»
Eine Gesetzesnovelle, die gerade in
Vorbereitung sei, verspreche aber, die-
ses Problem zu entschärfen.

Ohne Wenn und Aber stimmte mit
Gebhard Negele der gesamte Landtag
einhellig dem Verwaltungskostenvor-
anschlag der AHV/IV/FAK für 2009
zu.

Gebhard Negele, VU: Reserven, die nur fünf Monate Verwaltungsbetrieb sicherstellen, sind zu gering. Bild Daniel Schwendener


